
Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung der Satzung gemäß 
§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB über ein
besonderes Vorkaufsrecht für ein Grund-
stück in der Stadt Oberhausen, Gemar-
kung Oberhausen, Flur 17: Flurstück Nr. 123
vom 18.06.2020

I.   Bekanntmachung der Satzung

     Der Hauptausschuss hat aufgrund des § 25
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 
3. November 2017 (BGBI. I, S. 3634), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020
(BGBl. I, S.587), in Verbindung mit § 7 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020
(GV.NRW.2020, S. 218b, ber. 304a), in seiner
Sitzung am 11.05.2020 dieses besondere Vorkaufs-
recht als Satzung beschlossen:

§ 1
     Der Stadt Oberhausen steht in dem in § 2 näher

bezeichneten Gebiet (Geltungsbereich) zur Siche-
rung einer geordneten, städtebaulichen Entwicklung
ein besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 des Baugesetzbuches zu. Städtebauliche
Zielsetzung hinsichtlich des Verwendungszwecks
des belegenen Grundstücks i. S. v. § 25 Abs. 2 Satz 2
BauGB ist die Herrichtung einer der denkmalfach-
lichen Qualität der Siedlung Grafenbusch gerecht
werdenden Freifäche.

                                              § 2
     Das Gebiet, in dem der Stadt Oberhausen das

besondere Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
des Baugesetzbuches zusteht, liegt in der
Gemarkung Oberhausen, Flur 17. Es umfasst das
Flurstück Nr. 123 in Gänze.

     Eine Übersichtskarte im Maßstab 1:2000 vom
12.03.2020 und ein Lageplan im Maßstab 1:500 vom
12.03.2020 sind Bestandteil dieser Satzung. 

                                              § 3
     Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung

im Amtsblatt für die Stadt Oberhausen in Kraft.

II.  Bestätigungen des Oberbürgermeisters gemäß 
§ 2 Abs. 3 BekanntmVO

     Hiermit bestätige ich,

     1.    dass der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen
Dokuments der Satzung gemäß § 25 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 BauGB über ein besonderes Vorkaufsrecht
für ein Grundstück in der Stadt Oberhausen, Ge-
markung Oberhausen, Flur 17: Flurstück Nr. 123
mit dem Beschluss des Hauptausschusses
anstelle des Rates der Stadt gemäß § 60 Abs. 1
Satz 2 GO NRW vom 11.05.2020 übereinstimmt.

     2.    dass nach § 2 Abs. 1 und Abs. 2 der Verordnung
über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverord-

nung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV.NRW. S. 516 / SGV.NRW. 2023), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 05.11.2015
(GV.NRW.2015, S. 741), verfahren worden ist.

     Oberhausen, 18.06.2020

     Schranz
     Oberbürgermeister

III. Bekanntmachungsanordnung

     Der Beschluss des Hauptausschusses anstelle des
Rates der Stadt gemäß § 60 Abs.1 Satz 2 GO NRW
vom 11.05.2020 zur Satzung gemäß § 25 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 BauGB über ein besonderes Vorkaufsrecht für
ein Grundstück in der Stadt Oberhausen, Gemar-
kung Oberhausen, Flur 17: Flurstück Nr. 123, ausge-
fertigt durch den Oberbürgermeister am 18.06.2020,
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Die Satzung
tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt
der Stadt Oberhausen in Kraft.

     Hinweise
     
     1.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes

hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

            2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

            3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich
gegenüber der Stadt Oberhausen unter
Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

     2.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV.
NRW. S. 218b, ber. S. 304a), können Verletzun-
gen von Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,
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            a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt,

            b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

            c)   der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

            d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die

Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

     Oberhausen, 18.06.2020

     Schranz
     Oberbürgermeister
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Öffentliche Bekanntmachung der Geneh-
migung des Änderungsverfahrens 32 E
Icktener Straße (ehem. Tennisanlage) zum
Regionalen Flächennutzungsplan der
Planungsgemeinschaft Städteregion
Ruhr auf dem Gebiet der Stadt Essen

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen,
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in
ihren Sitzungen vom 18.11.2019 bis 13.02.2020 die fol-
gende Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan
für die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr be-
schlossen:

32 E Icktener Straße (ehem. Tennisanlage)

Die Landesplanungsbehörde hat die o. g. Änderung zum
Regionalen Flächennutzungsplan mit Erlass vom 
25. Mai 2020 (Aktenzeichen: VIII B 3 - 30.18.01.12_32E)
gemäß § 39 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW
vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Oktober 2016 (GV.
NRW. S. 868), im Einvernehmen mit den fachlich
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 14 Satz 3 LPlG in Verbindung mit § 6 Abs. 5
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) wird
die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
- einschließlich Textteil/Begründung, Umweltbericht und
der Zusammenfassenden Erklärung - beim Regional-
verband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie den
Städten 

-    Bochum, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-
Straße 19, Amt für Stadtplanung und Wohnen 

     (Tel.: 0234 910-2527)
-    Essen, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, Amt für

Stadtplanung und Bauordnung
     (Tel.: 0201 88-61212)
-    Gelsenkirchen, Rathaus Gelsenkirchen-Buer,

Goldbergstraße 12, Referat 61 - Stadtplanung
     (Tel.: 0209 169-4236 oder -4014)
-    Herne, Technisches Rathaus, Langekampstraße 36,

Fachbereich Umwelt und Stadtplanung
     (Tel.: 02323 16-3015)
-    Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-

Böckler-Platz 5, Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht
und Stadtentwicklung

     (Tel.: 0208 455-6112)
-    Oberhausen, Technisches Rathaus Sterkrade

(Gebäudeteil A), Bahnhofstraße 66, Bereich 5-1/
Stadtplanung

     (Tel.: 0208 825-2799)

zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei
den einzelnen Städten während der öffentlichen
Dienststunden Auskunft erteilt. Während der Geltungs-
dauer der Corona-Schutzmaßnahmen ist eine Einsicht-
nahme derzeit in einigen Kommunen nur nach telefoni-
scher Voranmeldung unter den oben angegebenen
Telefonnummern möglich. 
Alle Planunterlagen können darüber hinaus auf der
Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 www.staedtere-
gion-ruhr-2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungsplan.html
eingesehen werden.

Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan
wird mit den ortsüblichen Bekanntmachungen durch die
Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die
Landesplanungsbehörde im Gesetz- und Verordnungs-
blatt NRW Ziel der Raumordnung.
Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz
(ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das
zuletzt durch Artikel 2 Abs.15 des Gesetzes vom 20. Juli
2017 (BGBl. I S. 2808) geändert worden ist, sind Ziele
der Raumordnung von den öffentlichen Stellen und
Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu
beachten. Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG
von den öffentlichen Stellen und Privaten in
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen.

Hinweise:

I.   Gemäß § 11 Absatz 5 ROG wird auf Folgendes
hingewiesen:

     Unbeachtlich werden

     1.    eine nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

     2.    nach Absatz 3 beachtliche Mängel des
Abwägungsvorgangs,

     3.    eine nach Absatz 4 beachtliche Verletzung der
Vorschriften über die Umweltprüfung,

     wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach
Bekanntmachung der Änderung des Regionalen
Flächennutzungsplans gegenüber dem Regional-
verband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) unter
Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

II.  Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes
hingewiesen:

     Unbeachtlich werden

     1.    eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

     2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und des
Regionalen Flächennutzungsplanes und

     3.    nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel
des Abwägungsvorgangs,

     wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach
Bekanntmachung der Änderung des Regionalen
Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der
Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne,
Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen unter
Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
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III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen in der geltenden
Fassung wird darauf hingewiesen, dass die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung gegen die Änderung des
Regionalen Flächennutzungsplans nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

     a)    die vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

     b)    die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

     c)    die Oberbürgermeister haben die Ratsbe-
schlüsse zur Änderung des Regionalen Flächen-
nutzungsplans vorher beanstandet oder

     d)    der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen,
Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen
vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

     Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

     Oberhausen, 15.06.2020

     Schranz
     Oberbürgermeister


